
Brüssel, den 8. März 2013

KONSULTATION 
ZU DEN ERGEBNISSEN DER STUDIE ÜBER DIE SITUATION UND DIE AUSSICHTEN FÜR GEGENSEITIGKEITSGESELLSCHAFTEN IN EUROPA

VORBEMERKUNG

Der nachfolgende Text wurde von den Dienststellen der Generaldirektion Unternehmen und Industrie der Europäischen Kommission verfasst, um Interessengruppen (einzelne Gesellschaften / Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, Interessenverbände, die Gegenseitigkeitsgesellschaften vertreten, Einrichtungen der gesetzlichen Sozialversicherung, Bürger und Bürgerinnen, Mitglieder von Gegenseitigkeitsgesellschaften, Juristen, Regierungen, Aufsichtsbehörden und andere interessierte Kreise) zu den Ergebnissen und Empfehlungen einer externen Studie über die Situation und die Aussichten für Gegenseitigkeitsgesellschaften in Europa zu konsultieren, in der unter anderem die möglichen Vorteile eines Vorschlags für eine Verordnung zur Schaffung eines Statuts der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft untersucht wurden. Die Studie spiegelt nicht die Ansichten der Europäischen Kommission wider und lässt keine Rückschlüsse darüber zu, ob und welche Entscheidungen die Kommission künftig über weitere Maßnahmen hinsichtlich der Förderung der Form der Gegenseitigkeitsgesellschaft in Europa treffen wird.

Der ausgefüllte Fragebogen ist bis spätestens 14.6.2013 an die Generaldirektion Unternehmen und Industrie, Referat D1, Europäische Kommission, B‑1049 Brüssel zu senden. Die Antworten können auch per E‑Mail an folgende Adresse übermittelt werden: ENTR-CONSULTATION-MUTUALS@ec.europa.eu. Sofern nicht ausdrücklich um vertrauliche Behandlung gebeten wird, werden die Vorlagen als Dokumente behandelt, die von der Kommission veröffentlicht werden dürfen. Die Ergebnisse der Konsultation werden unter folgender Adresse publik gemacht:

http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/promoting-entrepreneurship/social-economy/mutuals/public-consultation/index_en.htm 

Es müssen nicht unbedingt alle Fragen beantwortet werden, anonyme Antworten werden jedoch nicht berücksichtigt. Sie können die Word-Datei herunterladen und die Fragen direkt in der Datei beantworten oder ein neues Dokument erstellen und die Antworten auf die gewünschten Fragen unter Angabe der jeweiligen Fragenummer eintragen.

Vor Beginn sollten Sie zunächst aufmerksam die Einleitung lesen.

EINLEITUNG

1. Hintergrund: Die Europäische Kommission kündigte in ihrer Mitteilung über die Binnenmarktakte – Zwölf Hebel zur Förderung von Wachstum und Vertrauen – „Gemeinsam für neues Wachstum“ aus dem Jahr 2011
 und in der nachfolgenden Mitteilung über eine Initiative für soziales Unternehmertum
 an, eine Studie zu finanzieren, um sich ein Bild über die Situation und die Aussichten von Gegenseitigkeitsgesellschaften zu machen, da viele von ihnen soziale Dienstleistungen anbieten. Das Europäische Parlament hatte bereits eine Studie finanziert (2010), die jedoch nur einen Teil der Tätigkeiten von Gegenseitigkeitsgesellschaften untersucht hatte. Die von der Kommission in Auftrag gegebene Studie (siehe Punkt 4) wurde im November 2012 auf der Website der Generaldirektion Unternehmen und Industrie veröffentlicht.

2. Definition: Die Studie zeigt, dass Gegenseitigkeitsgesellschaften in einer Vielzahl von Rechtsformen daherkommen und unterschiedliche Führungsstrukturen und Tätigkeitsbereiche aufweisen. In der Studie wurden Gegenseitigkeitsgesellschaften untersucht, die Unternehmen im Sinne des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) (und der Rechtsprechung
) sind und somit allen Aspekten des EU‑Rechts unterliegen (freiem Wettbewerb, staatlichen Beihilfen, Steuervorschriften, Versicherungsregelungen, Rechnungslegung, Gesellschaftsrecht usw.). Insgesamt wurden etwa vierzig Arten von auf dem Gegenseitigkeitsprinzip beruhenden Organisationen in Europa ausgemacht, die sich in folgende Gruppen unterteilen lassen:
a) Gesellschaften oder Versorgungseinrichtungen auf Gegenseitigkeit im Gesundheitsbereich, die ein breites Spektrum von Dienstleistungen in Ergänzung zur gesetzlichen Sozialversicherung sowie andere Dienstleistungen sozialer Natur anbieten
b) Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, die alle möglichen Arten von Lebens- und Sach(rück)versicherungen anbieten

c) Gegenseitigkeitsgesellschaften, die in einigen Mitgliedstaaten Dienstleistungen in Bereichen wie Kreditvergabe, Wohnversorgung usw. anbieten
d) Einrichtungen, die ebenfalls „Gegenseitigkeitsgesellschaften“ genannt werden und in mehreren Mitgliedstaaten die Leistungen der gesetzlich vorgeschriebenen Sozialversicherung erbringen, was bedeutet, dass sie nicht dem EU-Recht unterliegen (und daher nicht von dieser Umfrage betroffen sind)
3. Gemeinsame Merkmale: Die Studie illustriert, dass das Feld der Gegenseitigkeitsgesellschaften sehr divers ist und kein klares, allumfassendes rechtliches Konzept besteht, das eine Gesellschaft auf Gegenseitigkeit definiert. Trotz der oben beschriebenen Vielfalt gibt es jedoch zahlreiche eindeutige Kennzeichen, anhand derer sich leicht feststellen lässt, ob es sich um eine Gegenseitigkeitsgesellschaft handelt: 

a) Die Einrichtung ist ein Zusammenschluss von Personen mit eigener Rechtspersönlichkeit. Sie agiert als separate unabhängige Organisation, die weder von der Regierung gesteuert, noch durch öffentliche Mittel finanziert wird. Sie ist auf den oben beschriebenen Gebieten tätig und unterliegt dem freien Wettbewerb.

b) Kennzeichen jeder Gegenseitigkeitsgesellschaft ist ihre demokratische Führungsstruktur, bei der jedes Mitglied eine Stimme hat.

c) Sie baut auf den Grundsätzen von Solidarität und Gegenseitigkeit unter den Mitgliedern auf und erlaubt allen Personen, die die in der Satzung aufgeführten Bedingungen erfüllen, ungehindert ein- und auszutreten.

d) Die Mitglieder sind zugleich die Eigentümer der Organisation, die keine Kapitalgesellschaft ist. Die Mitglieder halten – prinzipiell – keine Gesellschaftsanteile, und die Gewinne (Überschüsse) werden nicht zur Ausschüttung von Dividenden verwendet, sondern zum Nutzen aller Mitglieder (niedrigere Beiträge, bessere Dienstleistungen) eingesetzt oder in eine „unteilbare Rücklage“ überführt, die den Mitgliedern in Zukunft dienen soll.

4. Die Studie stellt in mehreren Kapiteln die Besonderheiten der unterschiedlichen Gegenseitigkeitsgesellschaften in sämtlichen europäischen Ländern dar und macht Angaben zum jeweiligen Rechtsrahmen sowie zur Führungsstruktur und wirtschaftlichen Bedeutung der Gesellschaften. Daneben werden die Hindernisse beschrieben, mit denen sich diese Unternehmen in Europa konfrontiert sehen, wenn sie grenzüberschreitend tätig werden oder sich zu Gruppen zusammenschließen möchten. Abschließend werden Empfehlungen dazu gegeben, wie diese Hindernisse beseitigt werden können. Der Studie sind zwei umfangreiche Anhänge beigefügt. Im ersten Anhang werden tabellarisch die wichtigsten rechtlichen Fragen in jedem Land aufgeführt, im zweiten wird die besondere Situation von Gegenseitigkeitsgesellschaften in jedem der dreißig EU- und EWR-Länder ausführlicher beschrieben (Länderberichte).

5. Die Frage der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft: In der Studie wurde auch geprüft, ob ein Vorschlag der Kommission über ein spezielles europäisches Statut für Gegenseitigkeitsgesellschaften, der vom Europäischen Rat angenommen und vom Europäischen Parlament verabschiedet werden müsste und sich an den Statuten der Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung (1985), der Europäischen Gesellschaft (Aktiengesellschaft, 2001), der Europäischen Genossenschaft (2003) sowie an den Vorschlägen für ein Statut der Europäischen Privatgesellschaft (2009) und der Europäischen Stiftung (2012) orientiert, die Probleme von Gegenseitigkeitsgesellschaften in Europa lösen könnte.

6. Vorgeschichte: Es ist daran zu erinnern, dass die Kommission schon vor zwei Jahrzehnten Interesse an der Förderung von Gegenseitigkeitsgesellschaften in Europa bekundete. Im Jahr 1992 legte sie im Anschluss an die Vorlage für ein Statut der Europäischen Gesellschaft einen Verordnungsentwurf zur Schaffung eines Rechtsrahmens für die Schaffung einer Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft zusammen mit einem Entwurf für einen Europäischen Verein
 vor. Die beiden Entwürfe wurden im März 2006 zurückgezogen, da in der Arbeitsgruppe „Gesellschaftsrecht“ des Rates keine Fortschritte erzielt werden konnten. Ferner muss daran erinnert werden, dass die Statuten der verschiedenen Europäischen Organisationsformen Verordnungen des Rates sind, die grundsätzlich auf Artikel 352 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union beruhen und gemäß Rechtsprechung
 von den (derzeit 27) Mitgliedstaaten einstimmig verabschiedet werden müssen.

7. Vorgang im Europäischen Parlament: Im Rechtsausschuss des Europäischen Parlaments schlug der Europa-Abgeordnete Luigi Berlinguer
 2012/13 einen Initiativbericht vor, der (nach einer Reihe vorheriger ähnlicher Berichte des Europäischen Parlaments und der Verabschiedung einer schriftlichen Erklärung von 2011 zur Einführung eines Europäischen Statuts für Gesellschaften auf Gegenseitigkeit, Verbände und Stiftungen) auch die rechtlichen Aspekte der Strukturen von Gegenseitigkeitsgesellschaften untersucht, die wichtigsten Vorteile eines Statuts der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft aufzählt und die Kommission dazu auffordert, einen Vorschlag vorzulegen, dessen wichtigste Merkmale in dem Bericht empfohlen werden.
DER FRAGEBOGEN

Frage 1: Informationen über den Antwortgeber
Fr. 1.1: Name der Person / Organisation / Dienststelle / Gesellschaft auf Gegenseitigkeit / Firma / Vereinigung usw., Rechtsform, Tätigkeitsbereich und Herkunftsland, Anschrift, Funktion des Antwortgebers und bei Personen oder Einrichtungen, die im europäischen Transparenzregister 
 eingetragen sind, ihre Registriernummer.
(Transparenzregister-Nr. nicht erforderlich, wenn noch keine Eintragung als Lobbyist im europäischen Transparenzregister besteht)
Fr. 1.2: Wenn Sie als Einzelperson antworten: Sind Sie Mitglied einer Gegenseitigkeitsgesellschaft und, wenn ja, welcher Art?
Fr. 1.3: Wenn Sie für eine Gegenseitigkeitsgesellschaft antworten: (Antwort nicht erforderlich)
Fr. 1.3.1: Bitte machen Sie Angaben zum Tätigkeitsfeld Ihrer Gegenseitigkeitsgesellschaft (Gesundheitsleistungen, ergänzende oder obligatorische Sozialversicherung, Lebens- und Sachversicherung, Kreditgesellschaft, Bausparkasse oder anderes) sowie zum Geschäftsvolumen und zur ungefähren Zahl der Mitglieder.

Fr. 1.3.2: Ist Ihre Gegenseitigkeitsgesellschaft grenzüberschreitend im Binnenmarkt tätig und wenn ja, in welcher Rechtsform (z. B. Tochtergesellschaft, Joint-Venture, Agentur, Zweigniederlassung, grenzüberschreitende Dienstleistungserbringung, Kooperation mit einer lokalen Gesellschaft in dem anderen Land, sonstiges)?

Fr. 1.3.3: Plant Ihre Gegenseitigkeitsgesellschaft, ihre Tätigkeit in absehbarer Zeit auf andere EU- oder EWR-Länder auszudehnen? Wenn ja, in welcher Rechtsform? Bitte geben Sie das oder die betreffenden Länder an.

Frage 2: Hindernisse für die grenzüberschreitende Tätigkeit / die Niederlassung einer Gegenseitigkeitsgesellschaft

Die Studie führt mehrere Hindernisse und Schwierigkeiten für Gegenseitigkeitsgesellschaften in der EU auf, die ihre Möglichkeiten für eine grenzüberschreitende Tätigkeit beschränken:

a. Gegenseitigkeitsgesellschaften dürfen nicht in allen Mitgliedstaaten tätig werden oder es werden ihnen bestimmte Tätigkeiten untersagt, während Unternehmen anderer Rechtsformen, die auf demselben Gebiet tätig sind, etwa Genossenschaften oder Aktiengesellschaften, zugelassen werden oder keinen Beschränkungen unterliegen.

b. Es gibt keine oder nur sehr geringe Möglichkeiten, grenzüberschreitende horizontale Gruppen aufzubauen, die nicht auf vertikalen Eigentümerstrukturen aufbauen, während Unternehmen anderer Rechtsformen, die auf demselben Gebiet tätig sind, dies dürfen (zu Gruppen siehe Frage 4).
c. In vielen Mitgliedstaaten fehlt es allgemein an Kenntnissen und am Bewusstsein über Gegenseitigkeitsgesellschaften (siehe Frage 5).

d. Der Aufbau einer Gegenseitigkeitsgesellschaft erfordert hohes Eigenkapital.

Fr. 2.1: Stimmen Sie diesen Ergebnissen zu? Welches der genannten Hindernisse halten Sie für das wichtigste? 
Wir sind der Ansicht, dass es der Europäischen Kommission an Verständnis für die Gegenseitigkeitsgesellschaften mangelt, und sie keine ausreichende Kenntnis des Systems der Gegenseitigkeitsgesellschaften, deren Werte und dessen Mehrwert besitzt. 

Fr. 2.2: Sehen Sie noch andere Hindernisse oder Schwierigkeiten? Wenn ja, welche?
Fr. 2.4: Wenn Sie für eine Gegenseitigkeitsgesellschaft antworten: (Antwort nicht erforderlich)
Fr. 2.4.1: Können Sie konkrete Beispiele für Hindernisse oder Schwierigkeiten nennen, die bei dem Versuch, in einem anderen Mitgliedstaat tätig zu werden, aufgetreten sind, ob beim Aufbau einer Gegenseitigkeitsgesellschaft oder der Einrichtung einer Niederlassung, Zweigstelle oder Agentur dort oder beim grenzüberschreitenden Angebot Ihrer Dienstleistungen? Wie sind Sie mit diesen Hindernissen / Schwierigkeiten umgegangen? Hat dies Ihre Pläne zur Aufnahme einer grenzüberschreitenden Tätigkeit oder zur Weiterentwicklung des Geschäftsumfangs oder geografischen Ausdehnung Ihrer Organisation beeinflusst? (Zu Gruppen siehe Frage 4)

Fr. 2.4.3: Haben Sie je versucht, mit einer anderen in Ihrem oder einem anderen Mitgliedstaat registrierten Gegenseitigkeitsgesellschaft zu fusionieren? Wenn ja, welche Schwierigkeiten sind dabei mit den Partnern oder Aufsichtsbehörden aufgetreten?

Fr. 2.4.7: Sind Sie daran interessiert, Ihre Zentrale oder Ihren eingetragenen Sitz in einen anderen Mitgliedstaat zu verlegen? Bitte geben Sie an, weshalb Ihre Organisation ihren Sitz verlegen möchte und welche Probleme gegebenenfalls dabei aufgetreten sind oder eventuell erwartet werden.
Frage 3: Inhalt und Form eines möglichen Statuts der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft

In der Studie heißt es, dass ein Statut der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft dazu beitragen könnte, Gegenseitigkeitsgesellschaften größere Anerkennung zu verleihen, die möglichen Mitgliedervorteile besser verständlich zu machen und die Wahrung ihrer Interessen auf EU-Ebene dadurch zu verbessern, dass gleiche Voraussetzungen für Gegenseitigkeitsgesellschaften geschaffen werden. Das Statut könnte dazu beitragen, diese Unternehmensform in Mitgliedstaaten einzuführen, in denen sie (im Bereich der ergänzenden Sozialversicherung, im Versicherungssektor usw.) bislang nicht existiert oder gewissen Beschränkungen unterliegt, ferner könnte es den Aufbau von Gruppen fördern.
Natürlich sollte der Wortlaut eines möglichen Kommissionsvorschlags zu einer Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft weder Auswirkungen auf die von Gegenseitigkeitsgesellschaften verwalteten Pflicht- oder Sozialversicherungssysteme in bestimmten Mitgliedstaaten noch auf die Entscheidungsfreiheit der Mitgliedstaaten darüber haben, ob und unter welchen Bedingungen die Verwaltung dieser Systeme Gegenseitigkeitsgesellschaften übertragen wird (siehe Berlinguer-Bericht, Empfehlung 3). Darüber hinaus sollte der Entwurf grundsätzlich die besonderen Verfahrensregeln von Gegenseitigkeitsgesellschaften und ihre unter Punkt 3 der Einleitung genannten gemeinsamen Merkmale berücksichtigen.

Fr. 3.1: Sollte das Statut Ihrer Meinung nach ein einheitlicher Rechtsakt sein, der in allen Mitgliedstaaten auf dieselbe Weise anzuwenden ist und keine Ausnahmen zulässt?
Ja, aber dabei ist der fakultative Charakter hervorzuheben. 
Fr. 3.2: Sollte das Statut von den nationalen Rechtsvorschriften (falls vorhanden) in dem Sinne unabhängig sein, dass es den Mitgliedstaaten keine Flexibilität gewährt, dass also keine Verweise auf die für Gegenseitigkeitsgesellschaften (oder ähnliche Einrichtungen) geltenden nationalen Rechtsvorschriften aufgenommen werden? Anders ausgedrückt: Sollte das Statut von diesen Vorschriften, Werten und Grundsätzen abweichen können, die dennoch für jede sonstige nationale Gegenseitigkeitsgesellschaft in dem betreffenden Mitgliedstaat gelten, beispielsweise dadurch, dass einer Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft zugestanden wird, Mehrfachstimmrechte einzuführen, die Risiken zu selektieren oder Nichtmitglieder als Kunden oder Nutzer aufzunehmen oder als Investoren zuzulassen usw., um zusätzliche Finanzierungsmöglichkeiten zu eröffnen und Verfahren zu kopieren, die Aktiengesellschaften zur Verfügung stehen?
Das Statut, das fakultativ sein wird, sollte keinen Verweis auf die nationalen Rechtsvorschriften enthalten, aber hinsichtlich der Tätigkeitsbereiche sollte es sich auf nationale Rechtsvorschriften beziehen.

Das Statut darf nicht von den Regeln, Werten und Grundsätzen einer Gegenseitigkeitsgesellschaft abweichen.
Fr. 3.3: Sind Sie der Meinung, dass es notwendig ist, die oben genannten Optionen in eine mögliche künftige Europäische Gegenseitigkeitsgesellschaft aufzunehmen, und welche Auswirkungen hat dies Ihrer Meinung nach?
Siehe Antwort unter Fr. 3.2

Fr. 3.4: In der Studie wird angegeben, dass die Auswirkungen der Richtlinie „Solvabilität II“
 auf die Unternehmensführung von Gegenseitigkeitsgesellschaften aufmerksam beobachtet werden sollten. Als mögliche Problembereiche werden genannt: 

a) die erforderliche Eignung der Personen, die das Unternehmen faktisch führen

b) der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

c) die Möglichkeit, als Reaktion auf die Bestimmungen der Richtlinie Gruppen von Gegenseitigkeitsgesellschaften einzurichten
Glauben Sie, dass ein Statut der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft dazu beitragen könnte, zufriedenstellende Lösungen zu diesen Bereichen anzubieten? Welche anderen Probleme könnten Ihrer Meinung nach durch ein Statut behoben werden? Bitte begründen Sie Ihre Antwort.
Ja, das Statut sollte dazu beitragen, eine Lösung in diesen Bereichen zu finden. 
Keine weiteren Anmerkungen. 
Fr. 3.5: Sind Sie der Meinung, dass eine Anpassung oder Änderung der geltenden europäischen Rechtsvorschriften (etwa des Statuts der Europäischen Genossenschaft oder der Richtlinie 2005/56/EG über die grenzüberschreitende Verschmelzung, die nur die Verschmelzung von Kapitalgesellschaften aus verschiedenen Mitgliedstaaten regelt) eine Alternative sein könnte? Könnten für Gegenseitigkeitsgesellschaften durch solche Änderungen ausreichende rechtliche Möglichkeiten für eine grenzüberschreitende Ausdehnung und / oder den Aufbau horizontaler Gruppen geschaffen werden? Bitte begründen Sie Ihre Antwort.
Nein, ein eigenes Statut für dieses besondere Unternehmensmodell ist unbedingt erforderlich. 
Frage 4: Ist der Aufbau von Gruppen notwendig?

Wie in der Einleitung zu Frage 2 erwähnt, besteht eins der Probleme von Gegenseitigkeitsgesellschaften darin, dass sie keine oder nur sehr geringe Möglichkeiten haben, grenzüberschreitende horizontale Gruppen aufzubauen, die nicht auf vertikalen Eigentümerstrukturen aufbauen, während Unternehmen anderer Rechtsformen, die im selben Bereich tätig sind, dies dürfen. Der Aufbau von Gruppen scheint eine Lösung für das Problem zu bieten, die Solvabilität von Gegenseitigkeitsgesellschaften zu verbessern.
(Antwort nicht erforderlich)
Fr. 4.1: Ist es in Ihrem Land möglich, eine horizontale Gruppe von Gegenseitigkeitsgesellschaften aufzubauen?

Fr. 4.2: Haben Sie je versucht, eine horizontale Gruppe mit anderen Gegenseitigkeitsgesellschaften innerhalb Ihres Landes oder mit entsprechenden Partnern aus anderen Mitgliedstaaten aufzubauen? Wenn ja, welche Schwierigkeiten sind dabei mit Ihren Partnern oder den Aufsichtsbehörden aufgetreten? Was war das Ergebnis?

Fr. 4.3: Als Ersatz oder Ergänzung zum Aufbau horizontaler Gruppen schlägt die Studie noch andere Optionen für Gegenseitigkeitsgesellschaften vor, die es diesen erlauben würden, ihre (grenzüberschreitenden oder internen) Wachstumsbarrieren zu überwinden, etwa

· Möglichkeiten zum Austausch von Garantiekapital (z. B. als eine Art Nachrangdarlehen) zu finden, die es Gegenseitigkeitsgesellschaften erlauben würden, finanzielle Verbindungen herzustellen,
· die geltenden nationalen Rechtsvorschriften über die Bedingungen zum Aufbau horizontaler Gruppen von Gegenseitigkeitsgesellschaften zu verbessern, damit diese besser auf die bestehenden gesetzlichen Anforderungen reagieren können.

Glauben Sie, dass diese Optionen eine praktische Lösung darstellen könnten? Haben Sie irgendwelche anderen Vorschläge?

Frage 5: Was wären die wirksamsten Lösungen?

Die Studie enthält Vorschläge für (politische) Maßnahmen zur Beseitigung von „Verhaltensbarrieren“ in Mitgliedstaaten, in denen derzeit keine rechtliche Möglichkeit zum Aufbau von Gegenseitigkeitsgesellschaften besteht. Es wird vorgeschlagen, den verantwortlichen politischen Entscheidungsträgern und den nationalen Aufsichts- und Regulierungsbehörden die Wertvorstellungen von Gegenseitigkeitsgesellschaften und die Vorteile eines vielfältigen Marktes mit einer Vielzahl unterschiedlicher Rechtsträger besser zu vermitteln.

Fr. 5.1: Sind Sie der Meinung, dass Gegenseitigkeitsgesellschaften nicht genügend öffentliche Anerkennung finden, selbst in Mitgliedstaaten, in denen diese Unternehmensform in der einen oder anderen Form existiert? Können Sie Beispiele dafür nennen?
Ja, Gegenseitigkeitsgesellschaften finden nicht genügend öffentliche Anerkennung. 
Fr. 5.2: Falls Sie glauben, dass das Konzept der Gegenseitigkeit gefördert werden sollte (da die Leistungsstärke des Gegenseitigkeitsmodells derzeit nicht voll ausgeschöpft wird), welche Arten von Maßnahmen wären dann Ihrer Meinung nach auf nationaler bzw. europäischer Ebene erforderlich, um die Rolle und Bedeutung von Gegenseitigkeitsgesellschaften besser verständlich zu machen?
Es besteht Informations- und Bildungsbedarf (Schulen, Universitäten) zum Thema Gegenseitigkeitsgesellschaften, deren Werten und deren Mehrwert. 
Die Europäische Kommission sollte Vertreter der Gegenseitigkeitsgesellschaften auf dem Laufenden halten und sie in die aus mehreren Interessengruppen bestehende Beratergruppe für das soziale Unternehmertum (GECES) aufnehmen. 
Fr. 5.3: Welche Argumente könnten zur Begründung der Notwendigkeit dienen, Gegenseitigkeitsgesellschaften in allen Ländern zuzulassen?
Mehrwert der Gegenseitigkeitsgesellschaften:

· Gegenseitigkeitsgesellschaften sind freiwillige Zusammenschlüsse von natürlichen oder juristischen Personen, deren Zweck eher darin besteht, die Bedürfnisse ihrer Mitglieder zu erfüllen, als eine Rendite zu erzielen. Sie arbeiten nach den Grundsätzen der freiwilligen und offenen Mitgliedschaft sowie der Solidarität zwischen ihren Mitgliedern, und werden nach dem Prinzip der demokratischen Selbstverwaltung geführt (wie nach dem Grundsatz, wonach jedes Mitglied über eine Stimme in einer Gegenseitigkeitsgesellschaft verfügt, die aus Einzelpersonen besteht). Auf diese Weise tragen sie zu einem verantwortungsbewussten und nachhaltigen Management bei. 
· Diese Werte der Gegenseitigkeitsgesellschaften entsprechen den grundlegenden Prinzipien des europäischen Sozialmodells. Indem sie sich auf Werte wie Solidarität berufen, sind die Gegenseitigkeitsgesellschaften wichtige Akteure der sozialen Marktwirtschaft in der Europäischen Union und übernehmen somit eine Rolle bei der Wahrung des europäischen Sozialmodells. 
· Gegenseitigkeitsgesellschaften sind solide und nachhaltige Organisationen, die in allen Volkswirtschaften der Finanzkrise standgehalten und zur Widerstandsfähigkeit und Diversifizierung der Märkte beigetragen haben, insbesondere im Versicherungswesen und im Sozialschutz: Da sie keine Aktionäre zu bedienen haben, können sie die Überschüsse aus ihren Tätigkeiten zum Nutzen ihrer Mitglieder und somit, ihrem Wesen entsprechend, auf eine sozial verantwortungsvolle Weise einsetzen. 
· Indem Gegenseitigkeitsgesellschaften erlaubt wird, Gesundheitsleistungen, soziale Dienstleistungen und erschwingliche Versicherungsdienstleistungen in allen Staaten der Europäischen Union anzubieten, wird die Unternehmensvielfalt auf dem Markt bereichert: Die Gegenseitigkeitsgesellschaften mit ihren Werten sind eine zusätzliche Unternehmensform, die hochwertige Arbeitsplätze auf lokaler Ebene schafft, den sozialen, wirtschaftlichen und regionalen Zusammenhalt stärkt, soziales Kapital schafft und aktive Bürgerschaft, auf Solidarität basierende soziale Wohlfahrt und eine Art des Wirtschaftens fördert, die auf demokratischen Werten beruht, bei der die Menschen im Vordergrund stehen, und die eine nachhaltige Entwicklung sowie Innovation im Sozial-, Umwelt- und Technologiebereich unterstützt. 
Der Mehrwert eines Statuts der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft
· Das Statut der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft würde (siehe die Empfehlungen zum Statut der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft des Europäischen Parlaments)

· den Gegenseitigkeitsgesellschaft mehr Aufmerksamkeit verschaffen und den Begriff der Gegenseitigkeit innerhalb der Europäischen Union weiter verbreiten und auf diese Weise das wirtschaftliche Wohl durch ein demokratischeres und stabileres Unternehmensmodell verbessern; 
· die Nutzung von Größenvorteilen ermöglichen und zu der erfolgreichen Umsetzung des einheitlichen Binnenmarktes beitragen, durch die Verbesserung grenzüberschreitender Dienstleistungen und durch die Schaffung einer Rechtsgrundlage für Zusammenschlüsse von Gegenseitigkeitsgesellschaften; 
· den Gegenseitigkeitsgesellschaften, Bürgern und Wirtschaftsbeteiligten mehr Rechtssicherheit verleihen, die auf einheitliche, homogene Rechtsvorschriften zurückgreifen könnten und Kosten sparen würden; 
· zur Förderung einer gesunden Sozialwirtschaft beitragen. 

· Das Statut wird den Gegenseitigkeitsgesellschaften die Möglichkeit verschaffen, eine eigene Rolle neben der Privatwirtschaft zu übernehmen, indem sie gleichberechtigt mit anderen Unternehmensformen in der Union in Wettbewerb treten können, denn die bestehenden Europäischen Statuten, wie zum Beispiel die Europäische Genossenschaft (SCE), die Europäische Gesellschaft (SE), sind für die Gegenseitigkeitsgesellschaften wegen der unterschiedlichen Unternehmensführungsmodelle nicht geeignet. 
· Das Europäische Statut wäre ein freiwilliges Rechtsinstrument, ergänzend zu den bestehenden nationalen Rechtsvorschriften für Gegenseitigkeitsgesellschaften, und würde demnach die bereits bestehenden Statuten nicht beeinträchtigen, sondern wäre eher ein „28. System“, das es für die Gegenseitigkeitsgesellschaften einfacher machen würde, grenzüberschreitend tätig zu werden. 
Fr. 5.4: Haben Sie je Gemeindebehörden, politische Entscheidungsträger oder Aufsichtsbeamte auf dieses Thema angesprochen?

Fr. 5.5: In der Studie wird festgestellt, dass Gegenseitigkeitsgesellschaften in vielen Mitgliedstaaten nicht tätig sein dürfen oder auf bestimmte Tätigkeiten beschränkt sind. Personen, die die Förderung des Konzepts der Gegenseitigkeit in Europa als notwendig ansehen (siehe Berlinguer-Bericht) fordern von der Kommission, neben einem Statut der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft einen oder mehrere Vorschläge vorzulegen,
 die es Gegenseitigkeitsgesellschaften erlauben würden, europaweit und grenzüberschreitend zu agieren.

Fr. 5.5.1: Durch welche Maßnahmen zur Angleichung der Rechtsvorschriften könnte Ihrer Meinung nach das Problem gelöst werden, Bestimmungen zu Gegenseitigkeitsgesellschaften in diesen Ländern zu fördern?
Die einzige Lösung ist die Einführung eines Statuts der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft.
Fr. 5.5.2: Glauben Sie, dass die Hindernisse für eine grenzüberschreitende Tätigkeit dadurch beseitigt werden könnten, dass Fragen beispielsweise im Zusammenhang mit der Anwendung der Bestimmungen über die Niederlassungsfreiheit oder das Recht, Dienstleistungen zu erbringen, erneut betrachtet werden, um gleiche Voraussetzungen für Gegenseitigkeitsgesellschaften zu schaffen, die mit Aktiengesellschaften auf denselben Märkten in Wettbewerb treten? Bitte geben Sie Beispiele dazu an.
Nein, das würde eine unzureichende Lösung sein, die das Modell der Gegenseitigkeitsgesellschaften mit ihren Werten nicht fördern würde. 

Frage 6: Systeme zum Schutz von Vermögenswerten

Die Studie befasst sich auch mit den rechtlichen Regelungen zum Schutz der Vermögenswerte einer Gegenseitigkeitsgesellschaft. Diese Regelungen sehen vor, dass bei Auflösung einer Gegenseitigkeitsgesellschaft oder ihrer Umwandlung in eine Form von Kapitalgesellschaft (etwa eine AG) die verbliebenen Vermögenswerte – zumeist das in die „unteilbare Rücklage“ überführte Kapital – auf eine ähnliche Gesellschaft oder andere gemeinnützige Organisationen übertragen und nicht an die Mitglieder verteilt werden. Wo solche Systeme zum Schutz von Vermögenswerten (auch „Asset Lock“ genannt) bestehen, geht man davon aus, dass sie Gegenseitigkeitsgesellschaften vor einer Demutualisierung schützen, da sie den Mitgliedern keinen Anreiz dafür bieten, für eine Auflösung oder Demutualisierung (Umwandlung) zu stimmen, weil sie nicht davon profitieren würden. In der Studie heißt es, dass Systeme zum Schutz der Vermögenswerte einer Demutualisierung zwar entgegenwirken, allerdings wurden keine Belege dafür gefunden, dass solche Systeme erforderlich sind, um eine Demutualisierung zu verhindern.

Fr. 6.1: Sind Systeme zum Schutz von Vermögenswerten Ihrer Ansicht nach ein unabdingbares Wesensmerkmal von Gegenseitigkeitsgesellschaften? Halten Sie Systeme zum Schutz von Vermögenswerten für notwendig? Sind Sie der Meinung, dass es andere Möglichkeiten gibt, eine Demutualisierung zu verhindern?
Die Mitglieder einer Gegenseitigkeitsgesellschaft haben keinerlei Rechte auf Vermögenswerte innerhalb der Gegenseitigkeitsgesellschaft. Im Falle einer Auflösung der Gegenseitigkeitsgesellschaft ist bei der Abwicklung keine individuelle Aufteilung von Vermögenswerten vorgesehen. Diese werden auf andere Gegenseitigkeitsgesellschaften übertragen. Ein anderes Mittel zum Schutz von Vermögenswerten ist die gute Unternehmensführung. 

Fr. 6.2: Sind Sie der Meinung, dass Gegenseitigkeitsgesellschaften an der Umwandlung in eine andere Rechtsform gehindert werden sollten?
Es sollte ihnen nicht erlaubt sein, sich in eine andere Unternehmensform umzuwandeln. 
Frage 7: Länderbericht zu Ihrem Mitgliedstaat (Teil III)

Fr. 7.1: Möchten Sie irgendwelche Anmerkungen zu dem Länderbericht über Ihren Mitgliedstaat machen (Teil III)?

Frage 8: Haben Sie sonst noch irgendwelche Anmerkungen?
� KOM(2011) 206 vom 13. April 2011.


� KOM(2011) 682 vom 25. Oktober 2011.


�� HYPERLINK "http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/files/mutuals/prospects_mutuals_fin_en.pdf" �http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/files/mutuals/prospects_mutuals_fin_en.pdf�  � HYPERLINK "http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/files/mutuals/prospects_mutuals_annex_en.pdf" �http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/files/mutuals/prospects_mutuals_annex_en.pdf� 


� Verbundene Rechtssachen C�159/91 und C�160/91 (Poucet und Pistre) sowie die Rechtssache C�218/00 (INAIL) und andere. Der Begriff des Unternehmens im Sinne der Wettbewerbsregeln des Vertrags umfasst jede eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit. Davon ausgeschlossen sind somit die bei der Verwaltung der öffentlichen Aufgabe der sozialen Sicherheit mitwirkenden Einrichtungen, die eine Aufgabe mit ausschließlich sozialem Charakter erfüllen und eine Tätigkeit ohne Gewinnzweck ausüben, die auf dem Grundsatz der nationalen Solidarität beruht.


 �HYPERLINK "http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:61991J0159:DE:HTML"��http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:61991J0159:DE:HTML�; � HYPERLINK "http://eur-lex.europa.eu/Result.do?arg0=C-159%2F91+&arg1=&arg2=&titre=titreettexte&chlang=en&RechType=RECH_mot&idRoot=4&refinecode=JUR*T1%3DV111%3BT2%3D%3BT3%3DV1&Submit=Search" �http://eur-lex.europa.eu/Result.do?arg0=C-159%2F91+&arg1=&arg2=&titre=titreettexte&chlang=en&RechType=RECH_mot&idRoot=4&refinecode=JUR*T1%3DV111%3BT2%3D%3BT3%3DV1&Submit=Search� . 


� Beide wurden zusammen mit dem Statut der Europäischen Genossenschaft im Rahmen der von der Kommission verfolgten Förderung der Sozialwirtschaft in Europa eingebracht.


� Rechtssache C�436/03 vom 2. Mai 2006, Europäisches Parlament / Rat der Europäischen Union, siehe �HYPERLINK "http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62003CJ0436:DE:HTML"��http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62003CJ0436:DE:HTML� 


� Der Bericht wurde am 14. März 2013 vom Plenum des Europäischen Parlaments angenommen. Er wird von einer Studie des Generalsekretariats des Europäischen Parlaments begleitet, siehe: � HYPERLINK "http://www.europarl.europa.eu/committees/en/studiesdownload.html?languageDocument=EN&file=83593" �http://www.europarl.europa.eu/committees/en/studiesdownload.html?languageDocument=EN&file=83593� 


� Organisationen, die sich im Rahmen öffentlicher Konsultationen äußern wollen, werden aufgefordert, die Kommission und die breite Öffentlichkeit darüber zur informieren, in wessen Namen sie sprechen und wofür sie eintreten. Stellt eine Organisation diese Informationen nicht zur Verfügung, ist es erklärte Politik der Kommission, entsprechende Stellungnahmen grundsätzlich als Einzelbeiträge aufzuführen. � HYPERLINK "http://europa.eu/transparency-register/" �http://europa.eu/transparency-register/�


� Bei der Prüfung dieses „Hindernisses“ ist zu beachten, dass mehrere EU-Rechtsakte, die vorwiegend die Aktivitäten im Finanzsektor regeln, etwa die Rechtsvorschriften für den Versicherungssektor (Solvabilität I und II), ein gewisses Mindestkapital zum Schutz der Bevölkerung vorsehen.


� Bitte beachten Sie bei Beantwortung dieser Frage in Bezug auf Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit die Vorschriften von Artikel 212 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der Richtlinie 2009/138/EG vom 25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II).


�Auf der möglichen Grundlage von Artikel 114 AEUV über die Angleichung der Rechtsvorschriften, der den Erlass von Maßnahmen gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren vorsieht, das dem Europäischen Parlament und dem Rat der Europäischen Union auf einer Vielzahl von Gebieten das gleiche Gewicht verleiht, während anders als in Artikel 352 AEUV keine einstimmige Haltung im Rat erforderlich ist; siehe � HYPERLINK "http://www.europarl.europa.eu/aboutparliament/en/0080a6d3d8/Ordinary-legislative-procedure.html" �http://www.europarl.europa.eu/aboutparliament/en/0080a6d3d8/Ordinary-legislative-procedure.html�
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